
Stellungnahme des BRJ e.V. zu den aktuellen Vorgehensweisen der Berliner Jugendämter 

Die derzei�gen Vorgehensweisen in den verschiedenen Jugendämtern der Bezirke gibt uns Anlass zu 
erheblicher fachlicher Kri�k. Es steht außer Frage, dass die Bezirke unter massivem Haushaltsdruck 
stehen und öffentliche Mitel wirtscha�lich einzusetzen sind. Gleichwohl dürfen finanzielle 
Erwägungen weder den gesetzlichen Au�rag der Kinder- und Jugendhilfe noch die individuellen 
Rechtsansprüche junger Menschen einschränken. Wir haben deshalb neben einer allgemeinen 
fachpoli�schen Stellungnahme im zweiten Teil die Rechtsnormen detailliert aufgeführt. 

Die mitgeteilten Festlegungen verschiedener Jugendämter vermiteln den Eindruck, dass pauschale 
Sparvorgaben kün�ig die Hilfeplanung prägen sollen. Damit en�ernen sich diese nicht nur vom Geist 
und Wortlaut des SGB VIII, sondern kollidieren mit dem Sozialstaatsprinzip und der Gesetzesbindung 
der Verwaltung aus Art. 20 GG. 

Das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) versteht sich als Leistungsgesetz und zeichnet sich durch die 
Mitwirkungsrechte der jungen Menschen und ihrer Familien sowie durch die Koopera�on von 
öffentlicher und freier Jugendhilfe aus: Der Jugendhilfeausschuss ist nicht Befehlsempfänger der 
Verwaltung, sondern das poli�sche und fachliche Beschlussgremium des Jugendamtes. 

1. Das SGB VIII kennt keine Jugendhilfe nach Kassenlage

Das Kinder- und Jugendhilferecht verfolgt einen klaren Au�rag: Junge Menschen sind in ihrer 
individuellen und sozialen Entwicklung zu fördern, Benachteiligungen sind abzubauen und ihre 
Teilhabe am gesellscha�lichen Leben ist zu ermöglichen. Maßstab jeder Entscheidung für den 
Einzelfall ist ausschließlich der individuelle Bedarf des jungen Menschen an einer geeigneten und 
notwendigen Leistung. Die Planung von Leistungen der Hilfe zur Erziehung, der Hilfe für junge 
Volljährige und der Eingliederungshilfe ist nach § 36 VIII ausdrücklich als Einzelfallentscheidung 
vorgegeben. Pauschale Verwaltungsvorgaben dürfen diese gesetzlich vorgeschriebene 
Bedarfsprüfung weder ersetzen noch vorwegnehmen.  

Das Jugendamt ist gem. § 17 SGB I verpflichtet, seine Leistungen umfassend und zügig, rechtzei�g 
und ausreichend zur Verfügung zu stellen. 

Die Annahme, der Betreuungsumfang sei im Regelfall schritweise zu reduzieren, folgt einer 
abstrakten Kürzungslogik und widerspricht dem Gebot einer Ausgestaltung und Bemessung der 
Erziehungshilfen am individuellen Bedarf. 

Ebenso wenig sieht das SGB VIII vor, dass Hilfen regelha� mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
beendet werden. Im Gegenteil, der § 41 SGB VIII wurde durch die Reform des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetzes bewusst gestärkt. Junge Volljährige sollen die Unterstützung so lange 
erhalten, wie ihre Persönlichkeitsentwicklung dies erforderlich macht. Der Gesetzgeber wollte damit 
die Kon�nuität der Hilfen verbessern und Abbrüche verhindern. Auch der Zuständigkeitsübergang des 



§ 36b SGB VIII im Anschluss an eine Hilfe für junge Volljährige ist eine verbindliche Rechtsvorschri�,
die vielfach ausgeblendet wird.

Aussagen, eine Verselbständigung sei „im Regelfall mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
abgeschlossen", widersprechen sowohl der gesellscha�lichen Realität, nämlich einem 
durchschnitlichen Alter von 24 Jahren beim Auszug aus dem Elternhaus in Deutschland1, als auch 
dem ausdrücklichen Willen des Bundesgesetzgebers sowie dem Bundesverwaltungsgericht2. Hier 
werden gerade diejenigen wieder benachteiligt, die kein familiäres Netz als Sicherheit haben. 

Gerade am vorgesehenen Ende einer Hilfe tri� das Jugendamt eine besondere Verantwortung: Es hat 
eine Gefährdungseinschätzung3 im Hinblick auf die Verselbständigung zu treffen. Wenn Umwandlung 
von einer sta�onären zu einer ambulanten Hilfe oder ein Hilfeende eine die Verselbständigung 
gefährden, ist die Hilfe fortzusetzen. 

2. Verwaltungsvorgaben dürfen den individuellen Rechtsanspruch nicht ersetzen

Besonders kri�sch erscheint die Einführung allgemeiner Regeln, die völlig unabhängig von der 
individuellen Bedarfsfeststellung agieren: 
 regelha�e Reduzierung der Betreuungsintensität,
 verbindliche Wohnraumsuche zum Teil bereits ab 17,5 Jahren,
 Überprüfung im Dreimonatsrhythmus nach Volljährigkeit,
 Begrenzung ambulanter Hilfen auf grundsätzlich 1,5 Jahre,
 umfangreiche Sonderbegründungen für jede hiervon abweichende Entscheidung.

Derar�ge Erwartungen erzeugen erheblichen Rech�er�gungsdruck für Fachkrä�e und Träger der 
freien Jugendhilfe. Aus der gesetzlichen Bedarfsprüfung wird fak�sch eine Begründungspflicht dafür, 
weshalb gesetzliche Leistungen überhaupt noch erforderlich sein sollen. Damit wird der Eindruck 
erhoben, es bestehe eine Beweislast zulasten junger Menschen, obwohl tatsächlich die Behörde 
selbst verpflichtet ist, den Bedarf vollständig zu ermiteln. Es gibt Festlegungen in Bezirken, die 
nahelegen, es sei Aufgabe der Träger der freien Jugendhilfe, durch ihre Berichte den Bedarf der 
jungen Menschen zu beschreiben, obgleich es dafür keine Rechtsgrundlage gibt. Dies widerspricht 
dem Hilfeplanverfahren des § 36 SGB VIII, das als gemeinsamer fachlicher Aushandlungsprozess 
ausgestaltet ist. Es widerspricht außerdem dem Verbot der Ermessensreduzierung durch 
Verwaltungspraxis. 

3. Wohnungsnot ist kein persönliches Versagen junger Menschen

Ebenfalls problema�sch sind Aussagen, eine Wohnraumproblema�k rech�er�ge keine For�ührung 
der sta�onären Jugendhilfe. Formal mag diese Aussage zwar zutreffen. In der Gesetzesbegründung4 
1 2025, Sta�s�sches Bundesamt auf Basis von Berechnungen der europäischen Sta�s�kbehörde Eurostat. 
2 BVerwG, Urteil vom 31.05.2018 – 5 C 1.17 
3 BT-Drs. 19/26107, S. 94 
4 BT-Drs. 19/26107, S. 95 



wird jedoch festgehalten, dass der Übergang in geeigneten Wohnraum zu den Aufgaben der 
Jugendhilfe gehört – wobei ein Mehrbetzimmer der Sozialen Wohnhilfe nicht als „geeignet“ gelten 
kann, wenn der junge Mensch regelmäßig Schule oder Ausbildung besuchen, Hausaufgaben 
anfer�gen und Prüfungen vorbereiten soll. 
Diese Aussage blendet auch die gesellscha�liche Realität vollständig aus. Berlin befindet sich seit 
Jahren in einer angespannten Wohnungsmarktsitua�on. Gerade junge Menschen ohne familiären 
Rückhalt haben kaum Chancen, kurzfris�g bezahlbaren Wohnraum zu finden. Wer sta�onäre Hilfen 
beendet, obwohl objek�v kein Wohnraum verfügbar ist, nimmt Wohnungslosigkeit, prekäre 
Unterbringungssitua�onen oder Rückkehr in belastende Herkun�sfamilien billigend in Kauf. Dies 
steht dem Schutzau�rag der Jugendhilfe diametral entgegen. Die Jugendhilfe soll junge Menschen 
befähigen, ein selbstbes�mmtes Leben zu führen. Sie darf sie nicht in Lebenslagen entlassen, die ihre 
bisherige Entwicklung unmitelbar gefährden. 

4. Präven�on ist güns�ger als spätere Reparatur

Auch volkswirtscha�lich erscheinen die Strategien zum Teil zu kurzsich�g. Interna�onale und 
deutsche Studien5 zeigen seit Jahren übereins�mmend, dass Inves��onen in frühe Hilfen und 
gelingende Übergänge ins Erwachsenenleben erhebliche Folgekosten vermeiden. Gerade dies war 
auch ein Grund für die Stärkung der jungen Volljährigen im KJSG. Jeder vermiedene 
Ausbildungsabbruch, jede gelungene Verselbständigung und jede dauerha� stabile 
Lebensperspek�ve entlasten langfris�g nicht nur die öffentlichen Haushalte, sondern stärken auch 
den gesellscha�lichen Zusammenhalt. Unbedachte Kürzungen können deshalb langfris�g erhebliche 
Mehrkosten verursachen – wenn auch in anderen Ressorts. 

5. Partnerscha� mit Trägern der freien Jugendhilfe bedeutet fachlichen Dialog – keine Umsetzung 
von Sparvorgaben

Das SGB VIII versteht öffentliche und freie Jugendhilfe ausdrücklich als partnerscha�liches System. 
Träger der freien Jugendhilfe sind keine Erfüllungsgehilfen kommunaler Haushaltskonsolidierung. Sie 
sind eigenständige fachliche Partnerinnen mit gesetzlich geschützter Eigenverantwortung. Ihre 
Aufgabe besteht nicht darin, vorgegebene Sparziele umzusetzen. 

Wir als BRJ e.V. befürchten, dass fiskalische Erwägungen zunehmend an die Stelle fachgerechter 
Bedarfsfeststellungen treten. Dies widerspricht dem Leitbild des SGB VIII. Kinder- und Jugendhilfe ist 
kein Instrument kommunaler Haushaltssteuerung, sondern Ausdruck des Sozialstaatsprinzips. Auch in 
Zeiten knapper Kassen muss deshalb gelten: Eine Kürzung ist keine Einsparung, wenn sie langfris�g 
höhere soziale und finanzielle Folgekosten verursacht. Eine Jugendhilfe, die einen 
verantwortungsvollen Umgang mit öffentlichen Miteln vollzieht, ist eine Jugendhilfe, die wirksam, 
bedarfsgerecht und rechtsstaatlich entsprechend dem gesetzlichen Au�rag des SGB VIII handelt. 

5 z. B. Heckman, James J. (2006) Skill Forma�on and the Economics of inves�ng in Disadvantages Children. Science, Vol. 312, 
S. 1900-1902 sowie OECD (2020): Changing the Odds for Vulnerable Children.



Im Einzelnen zeigen sich Verstöße gegen mehrere Rechtsgrundlagen. Eine Aufstellung zeigt die Inhalte 
(linke Seite) und die kri�schen Anmerkungen mit den rechtlichen Hinweisen (rechte Seite). 

Kri�sche Themen Begründungen für die kri�schen Anmerkungen, 
wobei Gesetzestexte kursiv dargestellt sind. Hinweise 
auf fehlende Rechtsgrundlagen erfolgen in roter 
Farbe. 

Amtliche „Festlegungen“ dürfen nicht gegen (Bundes-) 
Gesetze, Rechtsprechung usw. verstoßen. 

Art. 20 GG: 
[…] 
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsgemäße
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung
sind an Gesetz und Recht gebunden.
(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu
beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum
Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Den Jugendämtern obliegt die 
Bedarfsermittlung.  

Dem Jugendamt obliegt es, die Bedarfsermittlung 
fachgerecht(!) durchzuführen, d. h. auch unter Beachtung 
der Mitwirkungsrechte in 

§ 8 SGB VIII:
(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem
Entwicklungsstand an allen sie betreffenden
Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen.
Sie sind in geeigneter Weise auf Ihre Rechte im
Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem
Familiengericht und dem Verwaltungsgericht hinzuweisen.
[…]“
und
§ 36 SGB VIII:
[…]
(3) Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen,
Dienste oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Aufstellung des
Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen. […]
Das Jugendamt muss den Untersuchungsgrundsatz
beachten.
§ 20 SGB X:
[…]
(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen,
auch für die Beteiligten günstigen Umstände zu
berücksichtigen.“
Fachdienstliche Stellungnahmen sind nicht “eventuell“,
sondern grundsätzlich zu berücksichtigen.

1. Verselbständigung und Selbstbefähigung
im Vordergrund ab 16 Jahre.

Für eine Verengung auf die Verselbständigung gibt es keine 
Rechtsgrundlage. 



Außer der Verselbständigung können auch das Kindeswohl, 
die seelische Gesundheit, die Lösung familiärer Konflikte 
und viele weitere Aspekte im Vordergrund stehen.  
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
Die Fachkräfte des freien Trägers dürfen nicht alle 
Beweggründe für ihre Empfehlungen zur Fortsetzung der 
Jugendhilfe mitteilen, wenn dies anvertraute Geheimnisse 
berührt. 
§ 65 SGB VIII

2. Prüfung alle 6 Monate. § 27 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII
Eine klare Entwicklung kann – gerade im Jugendalter! -
nicht immer erwartet werden. Je nach Situation kann
bereits eine Stabilisierung oder die Verlangsamung einer
Verschlechterung ein Erfolg sein.

3. Schrittweisen Reduzierung der
Betreuungsstunden ist im Regelfall.

Für eine schrittweise Reduzierung gibt es keine 
Rechtsgrundlage. 
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII
§ 41 SGB VIII

4. Zur Bedarfsdeckung sind vorzeitig
sozialräumliche Angebote und
bedarfsorientierte Beratungsstellen
bereits ab Beginn der Hilfe
einzubeziehen.

Für einen Vorrang sozialräumlicher Angebote gibt es 
(bisher) keine Rechtsgrundlage im SGB VIII. Die AV 
Hilfeplanung ist dem Bundesgesetz untergeordnet. 
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII
§ 41 SGB VIII

5. Die Verselbstständigung ist im Regelfall
mit der Beendigung des 18. Lebensjahr
abgeschlossen. Eine Überleitung in
Wohnraum außerhalb der Jugendhilfe ist
unter Einbezug des sozialen Netzwerkes
und sämtlicher Ressourcen soll bereits ab
17,5 Jahren verbindlich umgesetzt
werden.

Die Verselbständigung im Sinne eines Auszuges in eigenen 
Wohnraum ist in Deutschland, nach statistischen 
Erkenntnissen, durchschnittlich mit 24 Jahren 
abgeschlossen. Bei jungen Menschen, die nicht bei ihren 
eigenen Eltern aufwachsen konnten, ist von einem 
entsprechend späteren Zeitpunkt auszugehen. 
Für eine verbindliche Umsetzung der Überleitung in 
eigenen Wohnraum gibt es keine Rechtsgrundlage. 
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII
§ 41 SGB VIII
Das Jugendamt ist verpflichtet, bei weitergehendem Bedarf
selbst den Zuständigkeitsübergang zu nachfolgend
zuständigen Sozialleistungsträgern zu gewährleisten, so
dass Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der
Leistungsgewährung sichergestellt sind.
§ 36b SGB VIII

6. Ab Volljährigkeit ist im Abstand von 3
Monaten die Entwicklung zu überprüfen
und die Hilfemaßnahmen sind
entsprechend anzupassen.

Für einen pauschalen Abstand von 3 Monaten gibt es keine 
Rechtsgrundlage. 
Es muss abgewogen werden, wie wahrscheinlich eine 
Veränderung des Bedarfs ist und wie psychisch belastend 
ein Hilfeplangespräch ist, um zu einem individuell 
sachgerechten Zeitraum zu kommen. Ein 3-Monats-Abstand 
wirkt sich in der Regel unnötig belastend für die 
Leistungsberechtigten aus. Eine Mitwirkung bei einer 
fachlich unverhältnismäßig häufigen Hilfeplanung kann § 65 
SGB I berühren. 
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
§ 27 SGB VIII



§ 36b SGB VIII
§ 41 SGB VIII
§ 65 Abs. 1 SGB I

7. Eine Wohnraumproblematik rechtfertigt
keine Fortführung der stationären
Jugendhilfemaßnahme.

Eine Wohnraumproblematik alleine ist zwar kein Grund für 
eine stationäre Hilfe, aber in Kombination mit einem 
Schulbesuch, einer Ausbildung, einer psychischen Genesung 
oder ähnlichen Herausforderungen, für die ein eigenes 
Zimmer und eine sozialpädagogische Betreuung im 
Einzelfall notwendig sind, kann eine stationäre Hilfe 
rechtfertigen. Bei Kombination mit einem weitergehenden 
Bedarf an Eingliederungshilfe im Erwachsenenleben trifft 
das Jugendamt ein Sicherstellungsauftrag zur 
kontinuierlichen und bedarfsgerechten 
Leistungsgewährung im Zuständigkeitsübergang. 
§ 36b SGB VIII
BT-Drs. 19/26107 S. 95

8. Die Jugendämter müssen den Bedarf für
Hilfen zur Erziehung gem. § 27 ff SGB VIII
und § 41 SGB VIII gewissenhaft und
sorgfältig zu prüfen.

Eine Antragstellung auf HzE ist möglich, jedoch nicht 
verpflichtend. Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz.  
§ 20 SGB X
Nicht “können“, sondern “müssen!
Für die Notwendigkeit einer Einbeziehung sozialräumlicher
und familiärer Ressourcen gibt es keine Rechtsgrundlage.

Ein Bedarf reicht aus, wenn eine dem Wohl des jungen 
Menschen entsprechende Erziehung „nicht gewährleistet“ 
ist. 
§ 27 SGB VIII
Der Bericht darf keine anvertrauten Geheimnisse enthalten,
die fachliche Stellungnahme des Leistungserbringers zum
weiteren Bedarf darf nicht ohne Grund in Zweifel gezogen
werden.
§ 65 SGB VIII

9. ambulante Hilfen zur Erziehung in der
Regel für max. 1,5 Jahre

Für eine in der Regel nur 1,5 Jahre zu gewährende 
ambulante Hilfe zur Erziehung gibt es keine 
Rechtsgrundlage. 
Entscheidend ist immer der individuelle Bedarf im Einzelfall. 
§ 27 SGB VIII
§ 36b SGB VIII
§ 41 SGB VIII


